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Verehrte Mandantinnen und Mandanten, 
sehr geehrte Damen und Herren,

in den vergangenen beiden Jahren äußerte ich mich in meinem Grußwort zum 
letzten Info-Brief des Jahres rückblickend zu den vielfältigen Krisen, die uns um-
fassend beschäftigt haben. Wollte ich nun hieran anknüpfen, so wären Wieder-
holungen die unvermeidliche Folge. Sehen Sie es mir daher nach, dass ich dieses 
Jahr darauf verzichte. Schließlich sorgt die tägliche Berichterstattung in mehr als 
ausreichendem Maße dafür, uns in dieser Hinsicht auf dem Laufenden zu halten.

Was wir alle gemeinsam nötig haben, ist Zuversicht – Zuversicht in die eigenen 
Fähigkeiten. Zuversicht in die eigene Kreativität und den Handlungswillen, die 
Dinge anzugehen und umzusetzen, die wir selbst beeinflussen können. 

Das gilt sowohl für unsere Unternehmen als auch für unser privates und 
erst recht für unser familiäres Umfeld. Dort, wo Sie und wir konstruktiv und 
kooperativ zusammenwirken können, liegt unsere Stärke. 

Von unserer Seite sichern wir Ihnen zu, mit unserem gesamten Engagement 
weiterhin in gewohnter Weise zuverlässig und zuversichtlich an Ihrer Seite zu 
stehen. Wir bedanken uns herzlich für die vertrauensvolle Zusammenarbeit, die 
wir auch dieses Jahr wieder erleben durften und freuen uns auf die künftige 
Fortsetzung.

Zum Schluss möchte ich, im Namen aller Menschen unseres Unternehmens, 
Ihnen und Ihren Familien eine besinnliche Adventszeit und fröhliche Feiertage 
wünschen. Nicht zuletzt natürlich auch einen guten Start und Courage für das 
kommende Jahr und verbleibe mit den besten Wünschen

WP/StB Andreas Niemeyer 
Geschäftsführer



1  INVENTUR AM ENDE DES WIRTSCHAFTSJAHRS

Die Verpflichtung zur Inventur5 ergibt sich aus 
den §§ 240 bis 241a Handelsgesetzbuch sowie aus 
den §§ 140 und 141 AO. Nach diesen Vorschriften 
sind Jahresabschlüsse aufgrund jährlicher Bestands-
aufnahmen zu erstellen. Eine Inventur ist danach nur 
erforderlich, wenn bilanziert wird. Die ordnungs-
gemäße Inventur ist eine Voraussetzung für die 
Ordnungsmäßigkeit der Buchführung. Bei nicht 
ordnungsmäßiger Buchführung kann das Finanzamt 
den Gewinn teilweise oder vollständig schätzen.

Das Inventar muss die Überprüfung der 
Mengen und der angesetzten Werte ermöglichen. 

Es ist daher notwendig, dass über jeden Posten im 
Inventar folgende Angaben enthalten sind:

–  die Menge (Maß, Zahl, Gewicht)
–  die verständliche Bezeichnung der 

Vermögensgegenstände (Art, Größe, Artikel-
Nummer)

–  der Wert der Maßeinheit
Zur Unterstützung der Inventurarbeiten sind 

Hinweise in der beigefügten Anlage zusammen-
gefasst.

2  AUS- UND WEITERBILDUNGSKOSTEN DER EIGENEN KINDER ALS 
BETRIEBSAUSGABEN

Arbeitnehmer werden zunehmend durch die 
Übernahme von Fort- und Weiterbildungskosten 
durch den Arbeitgeber gefördert. Bei Arbeitgebern 
ist die Übernahme von Fortbildungskosten regel-
mäßig als Betriebsausgabe abzugsfähig. Handelt es 
sich dabei um die eigenen Kinder des Betriebs-
inhabers, ist das betriebliche Interesse und die 
Fremd üblichkeit der Vereinbarungen für den Betriebs-
ausgaben abzug entscheidend.

Das Finanzgericht Münster6 hat in einem 
aktuellen Urteil den Betriebsausgabenabzug von 
übernommenen Studienkosten für ein (ausländisches) 
Medizinstudium im Rahmen einer chirurgischen Praxis 
hinsichtlich der eigenen Kinder der Praxisinhaberin 
abgelehnt. Bei Übernahme der Kosten für ein (aus-

ländisches) Studium der eigenen Kinder nach dem 
Abitur handelt es sich nach Ansicht des Gerichts um 
eine angemessene Ausbildung, für die die Eltern 
aufkommen müssen, und daher um Aufwendungen 
der privaten Lebensführung. Das Gericht zweifelte 
eine hinreichende betriebliche Veranlassung an.

Hinsichtlich der Übernahme von Weiter-
bildungskosten der eigenen Kinder (wie z. B. 
Kosten für einen Meisterlehrgang oder eine Fach-
arztausbildung), die zu diesem Zeitpunkt weder 
Arbeitnehmer noch Gesellschafter waren, hat 
der Bundesfinanzhof7 auch im Rahmen einer 
geplanten Unternehmensnachfolge eine betriebliche 
Veranlassung verneint und die Ausgaben nicht zum 
Abzug zugelassen.

3  WERTFESTSTELLUNGEN FÜR ERBSCHAFTSTEUER BINDEND

Für Zwecke der Erbschaftsteuer wird in vielen 
Fällen vorab ein besonderes Wertfeststellungs-
verfahren durchgeführt. So wird bei einer Schenkung 
oder im Erbfall z. B. der Wert für Betriebsvermögen 
und Grundstücke gesondert festgestellt; darüber 
ergeht ein besonderer Bescheid. Es ist wichtig, solche 
Bescheide – insbesondere bei Schenkungen – auch 
dann zu überprüfen und ggf. anzufechten, wenn 
diese noch nicht unmittelbar zu einer Steuer führen, 
weil der festgestellte Wert unter den persönlichen 
Freibeträgen bleibt.

Zu beachten ist, dass Schenkungen mit 
späteren Schenkungen oder Erbschaften zusammen-
gerechnet werden, wenn diese vom gleichen 
Schenker bzw. Erblasser innerhalb von zehn Jahren 
erfolgen (§ 14 ErbStG), sodass ein ursprünglich 
steuerfreier Vermögensgegenstand nachträglich 
noch steuerpflichtig werden kann. Ist die frühere 
Fest stellung des Werts eines jetzt bei der Steuer-
festsetzung angesetzten Grundstücks fehlerhaft, 
aber bestandskräftig, kann dieser Bescheid nicht 
mehr angefochten werden. Darauf hat der Bundes-
finanzhof8 erneut hingewiesen.

 5  In der Regel findet die Inventur „am“ 31. Dezember statt. 
Für Unternehmen, die ein vom Kalenderjahr abweichendes 
Wirtschafts jahr haben, gelten die Ausführungen sinngemäß 
für den jeweiligen Bilanzstichtag. 

 6  FG Münster vom 25.05.2023 5 K 3577/20E, AO. 

 7  BFH-Urteil vom 06.11.2012 VIII R 49/10 (BStBl 2013 II S. 309) 
und vom 29.10.1997 X R 129/94 (BStBl 1998 II S. 149). 

 8  BFH-Urteil vom 26.07.2023 II R 35/21. 
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4  VORSTEUERABZUG BEI BETRIEBSVERANSTALTUNGEN

Zuwendungen des Arbeitgebers an seine 
Arbeitnehmer und deren Begleitpersonen anlässlich 
von Betriebsveranstaltungen sind grundsätzlich als 
Arbeitslohn lohnsteuer- und sozialversicherungs-
pflichtig. Soweit die Zuwendungen den Freibetrag 
von 110 Euro (einschließlich Umsatzsteuer) je 
Betriebsveranstaltung und teilnehmenden Arbeit-
nehmer nicht übersteigen, liegt kein Arbeitslohn vor, 
wenn die Teilnahme an der Betriebs veranstaltung 
allen Angehörigen des Betriebs oder eines 
Betriebs teils offensteht. Dies gilt für bis zu zwei 
Betriebsveranstaltungen jährlich.9 

Diese Regelung ist jedoch nicht direkt auf 
das Umsatzsteuerrecht übertragbar; hier gilt eine 
Freigrenze von 110 Euro (einschließlich Umsatz-
steuer) je Arbeitnehmer für „Aufmerksamkeiten“, 
bei deren Überschreitung die Zuwendungen an 
Arbeit nehmer anlässlich von Betriebsveranstaltungen 
insgesamt als unentgeltliche Wertabgabe der 

Umsatzsteuer unterliegen. In diesen Fällen ist auch 
ein Vorsteuer abzug aus den bezogenen Leistungen 
ausgeschlossen, wenn diese ausschließlich für die 
Betriebs veranstaltung bezogen wurden.

Der Bundesfinanzhof hat noch einmal bestätigt, 
dass beim Überschreiten der Grenze von 110 Euro 
die Aufwendungen insgesamt als unentgeltliche 
Wertabgabe für den privaten Bedarf der Arbeit-
nehmer gelten, sodass ein Vorsteuerabzug ausge-
schlossen ist.10 

Darüber hinaus hat das Gericht entschieden, 
dass die Kosten für den äußeren Rahmen einer 
Betriebsveranstaltung in die Berechnung der 
Freigrenze von 110 Euro dann einzubeziehen sind, 
wenn es sich um eine einheitliche Leistung handelt. 
Im Streitfall wurde eine Weihnachtsfeier in Form 
eines Kochevents ausgerichtet, das insgesamt als 
einheitliche Leistung angesehen wurde.

 9  Vgl. § 19 Abs. 1 Nr. 1a EStG; siehe auch BMF-Schreiben vom 
14.10.2015 – IV C 5 – S 2332/15/10001 (BStBl 2015 I S. 832). 

 10  Vgl. BFH-Urteil vom 10.05.2023 V R 16/21; siehe auch Abschn. 
1.8 Abs. 4 Nr. 6 UStAE. 

 11  Wegen möglicher Verfassungswidrigkeit der Höhe der 
Säumnis zuschläge ab 2019 siehe Informationsbriefe September 
2022 Nr. 6 und Juni 2023 Nr. 1 sowie BFH-Beschluss vom 

22.09.2023 VIII B 64/22 (AdV), aber auch BFH-Beschluss vom 
16.10.2023 V B 49/22 (AdV). 

 12  Bei nicht fristgemäßer Abgabe von Steueranmeldungen 
können aber Verspätungszuschläge festgesetzt werden 
(siehe § 152 AO).

5  ERLASS VON SÄUMNISZUSCHLÄGEN FÜR „PÜNKTLICHE“ STEUERZAHLER

Werden Steuerzahlungen (z. B. für die Fest-
setzung bzw. Vorauszahlung von Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer) nicht fristgemäß entrichtet, 
entstehen „automatisch“ – allein aufgrund des 
Zeitablaufs – Säumniszuschläge; diese betragen 
grundsätzlich 1 %11 des abgerundeten rückständigen 
Steuerbetrags für jeden angefangenen Monat.

Erfolgt die Zahlung des Steuerbetrags durch 
Überweisung, werden Säumniszuschläge nicht er-
hoben, wenn der Fälligkeitstag (bei Voraus zahlungen 
in der Regel der 10. eines Monats) lediglich um bis 
zu 3 Tage überschritten wird (sog. Schonfrist); 

entscheidend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzverwaltung.

Eine Besonderheit gilt bei Fälligkeitssteuern 
(z. B. Umsatzsteuer-Voranmeldung, Lohnsteuer-
anmeldung): Hier werden Säumniszuschläge nicht 
vor Abgabe der Anmeldung festgesetzt.12 

Fallen Fälligkeitstag oder das Ende der 
3-tägigen Schonfrist auf einen Samstag, Sonntag 
oder einen Feiertag, verschieben sich die jeweils 
betroffenen Termine auf den folgenden Werktag 
(§ 240 i. V. m. § 108 Abs. 3 AO).

Beispiel:

Die Einkommensteuer-Vorauszahlung wird grundsätzlich fällig am 10.,

das ist ein Fälligkeit
hinausgeschobene 

Fälligkeit
Ende der  

Schonfrist
hinausgeschobenes 
Ende der Schonfrist

a) Freitag 10. – Montag, der 13. –

b) Sonntag – Montag, der 11. Donnerstag, der 14. –

c) Mittwoch 10. – – Montag, der 15.
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Das Finanzamt kann Säumniszuschläge 
(teilweise) erlassen, wenn die Erhebung „unbillig“ 
wäre (§ 227 AO). Dies kann z. B. der Fall sein, 
wenn wegen einer plötzlichen Erkrankung eine 
pünktliche Zahlung nicht möglich war oder 
bei Zahlungsunfähigkeit bzw. wirtschaftlichen 
Engpässen. 

Ein Erlass von Säumniszuschlägen kommt 
auch in Betracht, wenn dem Fristversäumnis ein 
offen bares Versehen zugrunde liegt und der Steuer-
pflichtige ansonsten ein „pünktlicher“ Steuerzahler 

ist. Zu beachten ist hierbei allerdings, dass ein 
Steuer zahler, der die oben genannte 3-tägige 
Schonfrist „laufend“ ausnutzt, nicht als pünktlicher 
Zahler im Sinne dieser Regelung gilt.13

Bei Zahlung nach dem Fälligkeitstermin, aber 
innerhalb der Schonfrist werden somit zwar keine 
Säumniszuschläge festgesetzt; allerdings kann jedes 
Ausnutzen der Schonfrist die Erlasswürdigkeit des 
Steuerzahlers – auch im Fall eines nur einmaligen 
Überschreitens der Frist – mindern.

Entstehen einem Steuerpflichtigen zwangs-
läufig größere Aufwendungen als der überwiegen-
den Mehrzahl der Steuerpflichtigen gleicher 
Einkommens verhältnisse, gleicher Vermögens-
verhältnisse und gleichen Familienstands, können 
diese im Rahmen der außer gewöhnlichen 
Belastungen geltend gemacht werden. Hierzu 
gehören auch Aufwendungen für die krankheits- 
und pflegebedingte Unterbringung in einer 
dafür vorgesehenen Einrichtung. Aufwendungen 
erwachsen zwangsläufig, wenn man sich ihnen aus 
rechtlichen, tatsächlichen oder sittlichen Gründen 
nicht entziehen kann und soweit die Aufwendungen 
den Umständen nach notwendig sind und einen 
angemessenen Betrag nicht übersteigen (vgl. § 33 
Abs. 1 und Abs. 2 EStG).14 

Der Bundesfinanzhof15 hat entschieden, 
dass dies auch für Aufwendungen gilt, die für die 
Unterbringung in einer (selbstverantworteten) 
Wohngemeinschaft anfallen. Hierbei handelt es 
sich um ein nach Landesrecht geregeltes Wohn- 
und Betreuungsangebot, bei dem ältere oder 
pflege bedürftige Menschen oder Menschen 
mit Behinderung in einer Wohnung mit einem 
gemeinsamen Hausstand leben.

Nach Auffassung des Gerichts ist nicht Vor-
aussetzung, dass die betroffene Wohngemeinschaft 
einer Heimaufsicht oder einer ähnlichen Über-
wachung unterliegt. Ebenso wenig kommt es für 
den Abzug der Unterbringungskosten darauf an, 
ob es sich um eine anbieterverantwortete oder 
um eine selbstverantwortete Wohngemeinschaft 
handelt. Beide Wohngemeinschaften dienen – nicht 
anders als ein „Heim“ oder eine Einrichtung mit 
umfassendem Leistungsangebot – primär dem 
Zweck, ältere, pflegebedürftige Menschen oder 
Menschen mit Behinderung aufzunehmen und zu 
versorgen.

Im Streitfall konnten daher die Kosten für die 
Unterbringung in einer selbstverantworteten Wohn-
gemeinschaft im Rahmen der außergewöhnlichen 
Belastungen berücksichtigt werden. Wird im 
Zusammenhang mit der Heimunterbringung 
der private Haushalt aufgelöst, sind jedoch die 
Aufwendungen um eine sog. Haushaltsersparnis 
(für 2023 in Höhe von 10.908 Euro)16 zu kürzen.
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 13  Siehe AEAO (Anwendungserlass zur Abgabenordnung) zu 
§ 240 Nr. 5 b. 

 14  Berücksichtigungsfähig sind Aufwendungen, soweit diese 
eine zumutbare Belastung (1 % bis 7 % des Gesamtbetrags 
der Einkünfte; § 33 Abs. 3 EStG) überschreiten. 

 15  BFH-Urteil vom 10.08.2023 VI R 40/20. 

 16  Siehe R 33.3 Abs. 2 Satz 2 EStR.

6  UNTERBRINGUNG IN EINER WOHNGEMEINSCHAFT ALS 
AUSSERGEWÖHNLICHE BELASTUNG
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 17  Siehe H 11 EStH. 

 18  Siehe § 224 Abs. 2 Nr. 3 AO sowie BFH-Urteil vom 08.03.2016 
VIII B 58/15 (BFH/NV 2016 S. 1008). 

 19  Vgl. § 11 Abs. 1 Satz 2 sowie Abs. 2 Satz 2 EStG und H 11 
„Allgemeines“ EStH. 

 20  BFH-Urteile vom 16.02.2022 X R 2/21 (BStBl 2022 II S. 448) 
und vom 21.06.2022 VIII R 25/20 (BStBl 2023 II S. 154). 

 21  Siehe LfSt Bayern vom 27.07.2021 – S 2226.2.1 – 5/23 St 32.

 22  Siehe BFH-Urteil vom 27.06.2018 X R 44/16 (BStBl 2018 II 
S. 781).

7  REGELMÄSSIG WIEDERKEHRENDE EINNAHMEN UND AUSGABEN 
ZUM JAHRESWECHSEL BEI EINNAHMENÜBERSCHUSSRECHNUNG UND 
ÜBERSCHUSSEINKÜNFTEN

Bei nichtbilanzierenden Steuerzahlern mit 
Gewinnermittlung durch Einnahmenüberschuss-
rechnung (§ 4 Abs. 3 EStG) oder bei Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit, bei Vermietungs- und 
Kapitaleinkünften sowie bei sonstigen Einkünften 
(Überschusseinkünften) werden Einnahmen und 
Ausgaben grundsätzlich in dem Kalenderjahr 
steuerlich berücksichtigt, in dem sie zu- bzw. 
abgeflossen sind (vgl. § 11 EStG). Maßgeblich ist 
grundsätzlich die Erlangung bzw. der Verlust der 
wirtschaftlichen Verfügungsmacht.

Beim Zufluss von Einnahmen ist z. B. der 
Zeitpunkt der Entgegennahme von Bargeld, 
eines Schecks oder die Gutschrift auf dem 
Bankkonto maßgebend. Für Ausgaben gilt 
Entsprechendes: Bei einer Überweisung gilt 
als Zahlungs zeitpunkt der Tag, an dem die Bank 
den Überweisungs auftrag erhält bzw. dieser 
online veranlasst wird.17 Wird mittels Girocard 

oder Kreditkarte gezahlt, ist der Abfluss mit der 
Unterschrift auf dem Beleg (bzw. mit Eingabe der 
PIN-Nummer) erfolgt. Steuerzahlungen mittels 
SEPA-Lastschriftmandats gelten regel mäßig 
mit Erteilung des Mandats als am Fälligkeits tag 
abgeflossen, unabhängig vom Buchungstag.18 

Eine Besonderheit gilt, wenn regelmäßig 
wiederkehrende Einnahmen (z. B. Mieten, Raten-
zahlungen, Zinsen) und Ausgaben (z. B. Darlehens-
zinsen, Mieten oder Versicherungsbeiträge) „kurze 
Zeit“ vor oder nach Beendigung eines Kalenderjahrs 
zu- bzw. abfließen; als kurze Zeit gilt ein Zeitraum 
von 10 Tagen, also der Zeitraum um den Jahres-
wechsel vom 22.12. bis zum 10.01. Wiederkehrende 
Einnahmen und Ausgaben, die in diesem Zeitraum 
bezogen bzw. geleistet werden, sind dem Kalender-
jahr zuzurechnen, zu dem sie wirtschaftlich 
gehören, wenn die Zahlungen auch innerhalb dieses 
Zeitraums fällig geworden sind.19

Beispiel:

a) Die zum Monatsanfang fällig werdende Miete für Januar 02 wird bereits am 30.12.01 überwiesen.

b) Die bis zum 31.12.01 fälligen Darlehenszinsen werden am 07.01.02 abgebucht.

c) Die zum 31.12.01 fällige Miete für Januar 02 wird dem Konto des Vermieters erst am 03.01.02 gutgeschrieben.

Da die Einnahmen und Ausgaben in den Beispielen innerhalb des 10-Tages-Zeitraums fällig und zu- bzw. abgeflossen sind, werden sie 
in dem Kalenderjahr berücksichtigt, zu dem sie wirtschaftlich gehören, d. h. im Fall a) in 02, im Fall b) in 01 und im Fall c) in 01.

Bei nichtbilanzierenden Unternehmen 
gehören grundsätzlich auch Umsatzsteuer-
Vorauszahlungen zu den regelmäßig wieder-
kehrenden Ausgaben. In aktuellen Entscheidungen 
hat der Bundesfinanzhof20 klargestellt, dass auch 
Umsatzsteuer-Vorauszahlungen innerhalb des 
10-Tages-Zeitraums fällig geworden sein müssen.

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, 
dass bei Ermittlung der Fälligkeit allein auf die 

gesetzliche Frist (10 Tage nach Ablauf des 
Voranmeldungs zeitraums, vgl. § 18 Abs. 1 Satz 
4 UStG) abzustellen ist, nicht hingegen auf eine 
mögliche Verlängerung der Frist wegen der Wochen-
end regelung. Die Zahlung per SEPA-Lastschrift 
gilt regelmäßig als innerhalb der gesetz lichen Frist 
geleistet, wenn die Umsatzsteuer-Voranmeldung 
fristgemäß abgegeben wurde.21

Beispiel:

Die Umsatzsteuer-Vorauszahlung für Dezember 01 wird fristgemäß am 08.01.02 geleistet. Die Fälligkeit der Steuerzahlung wäre 
eigentlich am 10.01.02. Ist z. B. dieser Tag ein Sonntag, verschiebt sich die (gesetzliche) Fälligkeit auf den nächsten Werktag 
(11.01.02), der aber damit außerhalb des 10-Tages-Zeitraums liegt.

Die Verlängerung der Zahlungsfrist aufgrund der Wochenendregelung wirkt sich auf die 10-Tage-Regelung nicht aus; entscheidend 
ist auch in diesem Fall, dass die Zahlung spätestens bis zum 10.01. erfolgt ist.22

Im Beispielfall ist daher die Umsatzsteuer-Vorauszahlung entsprechend der wirtschaftlichen Zugehörigkeit im Kalenderjahr 01 als 
Ausgabe zu berücksichtigen.
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Allgemeine Steuerzahlungstermine im Dezember

Fälligkeit1   Ende der Schonfrist

Mo. 11.12.2  Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag3  14.12.

  Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 14.12.

  Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 14.12.

  Umsatzsteuer4  14.12.

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der Finanzbehörde.  
Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin eingereicht werden.

 1  Lohnsteuer-Anmeldungen bzw. Umsatzsteuer-Voranmeldungen müssen bis zum Fälligkeitstag abgegeben werden,  
da sonst Verspätungszuschläge entstehen können. 

 2  Die Fälligkeit verschiebt sich auf den 11.12., weil der 10.12. ein Sonntag ist.

 3  Für den abgelaufenen Monat.

 4  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.
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